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17. Änderung des Flächennutzungsplanes und des Bebauungsplanes Nr. 112 
Teilbereich „A“ "Wissenschafts- und Gründerpark" der Stadt Sankt Augustin; 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gern. § 4 Abs. 2 
BauGB

Tabelle der betroffenen Anlagen:

Ifd.
Nr. Eigentümer Leitungstyp Status Leitungsnr. DN Blatt Schutzstreifen 

m Beauftragter

1
Open Grid 
Europe, 

Thyssengas
Ferngasleitung in Betrieb RG003005000 150 5,6-a 8

Manfred Odenthal 
+49 2224 979-00 

Bad Honnef

Sehr geehrte Damen und Herren,

von der Open Grid Europe GmbH (OGE), Essen, sind wir mit der Wahrnehmung ihrer 
Interessen im Rahmen der Bearbeitung von Fremdplanungsanfragen und öffentlich- 
rechtlichen Verfahren beauftragt.

Wir haben die zur Einsicht gestellten Entwurfsunterlagen zur 17. Änderung des 
Flächennutzungsplanes und zum Bebauungsplan Nr. 112 von Ihrer Internetseite 
heruntertgeladen und ausgewertet. Wir haben die Trassenführung der Ferngasleitung in den 
Plan zur 17. Änderung des Fiächennutzungspianes graphisch übernommen, im Entwurfspian 
zum Bebauungsplanes Nr. 112 den bereits eingetragenen Verlauf der Ferngasleitung 
überprüft, die Schutzstreifenbegrenzungslinien gestrichelt dargestellt und Leitungskenndaten 
hinzu geschrieben. Diese Pläne erhalten Sie in der Anlage.
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Zur weiteren Information erhalten Sie die Bestandspläne der Ferngasleitung. Die 
Höhenangaben in den Längenschnitten beziehen sich auf den Verlegungszeitpunkt. 
Zwischenzeitliche Niveauänderungen wurden nicht nachgetragen.

Die Darstellung der Ferngasleitung ist sowohl in den Bestandsplänen als auch im 
Flächennutzungsplan sowie im Bebauungsplan nach bestem Wissen erfolgt. Gleichwohl ist 
die Möglichkeit einer Abweichung im Einzelfall nicht ausgeschlossen.

Bei der Änderung des Flächennutzungsplanes sowie der Aufstellung des Bebauungsplanes 
ist das beiliegende Merkblatt der Open Grid Europe GmbH zur Aufstellung von 
Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen zu beachten.

17. Änderung des Flächennutzungsplanes

Wir gehen davon aus, dass der Bestandsschutz der Ferngasleitung gewährleistet ist und 
durch die vorgesehenen Festsetzungen und Ausweisungen des Flächennutzungsplanes 
sich keinerlei Nachteile für den Bestand und den Betrieb der Ferngasleitung sowie 
keinerlei Einschränkungen und Behinderungen bei der Ausübung der für die Sicherheit 
der Versorgung notwendigen Arbeiten, wie Überwachung, Wartung, Reparatur usw. 
ergeben.

Entwurfsplanung Bebauungsplan Nr. 112

Aus dem Bebauungsplan ist zu ersehen, dass die Baugrenzen nach Aktenlage den 
Schutzstreifenbegrenzungslinien der Ferngasleitung angepasst wurden. In der 
Begründung wird unter Punkt 6.3 auf das Vorhandensein der Ferngasleitung hingewiesen. 
Mit den dort gemachten Aussagen sind wir grundsätzlich einverstanden.

Im Endausbau von Straßen und Wegen darfeine Rohrscheitelüberdeckung von 1,0 m 
nicht unterschritten werden.

Damit eine zweifelsfreie Darstellung der Ferngasleitung im Bebauungsplan möglich ist, 
halten wir es für erforderlich, sich den Trassenverlauf der Ferngasleitung vor Ort durch 
den Beauftragten der OGE anzeigen zu lassen und mittels geeigneter geodätischer 
Methoden einzumessen. Hierzu bitten wir um Kontaktaufnahme mit Herrn Odenthal, 
erreichbar unter der Rufnummer 02224/979-00.

Neuanpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern sollten grundsätzlich nur 
außerhalb des Schutzstreifenbereiches erfolgen, um eine gegenseitige Beeinträchtigung 
zu vermeiden. Dies dient dem Schutz der Versorgungsanlagen sowie dem Erhalt der 
Zugänglichkeit und Einsehbarkeit der Leitungstrasse.

Interne Kompensation und exterene Ausgleichsflächen

Im Umweltbericht wird unter dem Kürzel MM2 auf die Naturnahe Gestaltung und extensive 
Pflege der öffentlichen Grünflächen im Plangebiet hingewiesen. Der Schutzstreifen der 
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Ferngasleitung wird teilweise von diesen zur Kompensation vorgesehenen internen Flächen 
berührt. Gegen die Ausweisung dieser Kompensationsfläche erheben wir keine 
grundsätzlichen Einwände.

Von den im Planverfahren extern ausgewiesenen Ausgleich- und Kompensations­
maßnahmen wird die Ferngasleitung nicht betroffen.

Wir bittenSie uns am weiteren Verfahren zu beteiliegen.

Mit freundlichen Grüßen
PLEdoc GmbH

Anlagen 
Planunterlagen 
Merkblätter

- Dieses Schreiben ist ohne Unterschrift gültig -

Datenschutzhinweis:

Im Rahmen der Netzauskunft, werden die von Ihnen angegebenen personenbezogenen Daten zum Zweck der Bearbeitung 
Ihres Anliegens und zur Kontaktaufnahme mit Ihnen verarbeitet. Rechtsgrundlage der Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. c 
DSGVO. Die Aufbewahrungs- bzw. Löschungsfrist beträgt 10 Jahre, sofern nicht bei einer von uns jährlich durchgeführten 
Überprüfung ein Zweckfortfall der Aufbewahrung festgestellt wird.

Sie haben das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung oder Einschränkung und Übertragbarkeit der Sie betreffenden 
personenbezogenen Daten. Zudem haben Sie das Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten.
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OGE

Merkblatt
Berücksichtigung von unterirdischen Ferngasleitungen
bei der Aufstellung von Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen

Allgemeines

Ferngasleitungen dienen der öffentlichen Energie­
versorgung. Sie sind bei der Aufstellung von Flächen­
nutzungsplänen und Bebauungsplänen sowie bei den 
sich aus diesen Plänen ergebenden Folgemaßnahmen 
zu berücksichtigen.

Unterirdische Ferngasleitungen der OGE sind im Allge­
meinen mit einer Erddeckung vont m verlegt worden. 
Parallel zur Ferngasleitung geführte Fernmelde-, Mess­
end Steuerkabel können in einer geringeren Tiefe liegen. 
Bestimmte Leitungsarmaturen und Einbauteile treten an 
die Erdoberfläche und sind durch Straßenkappen 
geschützt.

Unsere Leitungen sind kathodisch gegen Element- und 
Streuströme geschützt.

Die Ferngasleitungen unserer Gesellschaft liegen 
grundsätzlich in der Mitte eines Schutzstreifens, der 
im Allgemeinen 8 bis 10 m breit ist. Leitungsverlauf, 
genaue Schutzstreifenbreite und weitere Einzelheiten 
ergeben sich aus den Leitungsplänen.

Leitungsrechte bestehen in der Regel in Form von 
beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten (§§ 1090 ff. 
BGB), die im Grundbuch eingetragen sind, bzw. in Form 
von schuldrechtlichen Verträgen.

Im beiderseitigen Interesse sind wir bereits bei der Pla­
nung über alle Maßnahmen und Vorhaben im Bereich 
des Schutzstreifens zu unterrichten, damit erforderliche 
Schutzmaßnahmen rechtzeitig vereinbart werden 
können.

Wir verweisen insoweit als Träger öffentlicher Belange 
auf § 4 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB).

Sollte der Flächennutzungsplan bzw. der Bebauungs­
plan oder die sich hieraus ergebenden Folgernaß- 
nahmen den Schutzstreifen berühren oder kann der 
Bestand oder Betrieb der Ferngasleitung durch diese 
Maßnahmen beeinträchtigt oder gefährdet werden, so 
sind zur Vermeidung unzulässiger Einwirkungen folgen­
de Punkte zu beachten:

1. Wir empfehlen, die Leitung mit Schutzstreifen nach 
§ 5 Abs. 4 bzw. § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in die 
Bauleitpläne zu übernehmen oder sonst an geeigneter 
Stelle zu beschreiben und zeichnerisch darzustellen.

Lagepläne werden bei Bedarf - wenn erforderlich, mit 
Einmessungszahlen - zur Verfügung gestellt, oder die 
Leitung wird von der PLEdoc GmbH in unserem Auftrag 
in eine Kopie des Flächennutzungsplanes bzw. Bebau­
ungsplanes einkartiert.

2. Nicht zulässig sind innerhalb des Schutzstreifens:

- die Errichtung von Gebäuden aller Art, sowie von 
Mauern parallel über bzw. unmittelbar neben den 
Ferngasleitungen,

- Oberflächenbefestigungen in Beton
- die Ausweisung von Flächen als notwendige 

Feuerwehrbewegungszonen,
- Dauerstellplätze z. B. für Campingwagen, Verkaufswagen 

usw.
- die Einleitung von Oborflächonwassor /-aggressiver 
Abwässer

- sonstige Einwirkungen, die den Bestand oder den 
Betrieb der Leitung gefährden oder beeinträchtigen 
können.



BEBAUUNGSPLAN Nr.112 

"Wissenschafts- und Gründerpark", Teilbereich A 

STADT SANKT AUGUSTIN



17. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES

DER STADT SANKT AUGUSTIN

alte Darstellung

neue Darstellung

Zeichenerklärung Darstellung des FNP 
Art der baulichen Nutzung 
(5 0 Ab. 2 0 1 BauGÜ)

Flächen für den Genieinbedarf
Flächen für Sport-und Spielanlagen
(§5 Ata 2 Nr 2 BevübJ

Verkehrsflächen - örtliche Hauptverkehrszüge
(C5Ar«2l.'f3.8tt£B)

| SV’V’.rr.t-.r’i-r.:')

Flächen für die Abwasserbeseitignug
(§5 AU 2 h-» 4 E j-jOB)

Grünflächen
tSOAbOh'f 5 BuC-l})

[rai--

Flächen für die Landwirtschaft und für Wald
(S5AU?K»9 fhuGO)

Flächen für Maßnahmen zum Schutz zur Fliege u. 
zur Entwicklung von Boden, Natur ti. Landschaft 
(5£>ALi2I.V W tUiXJE»)

Nachrichtliche Übernahmen
(55.u»4um4» eivGoj

Flächen für den überörtlichen Verkehr und für 

die örtlichen Hauptverkehrszüge
15 ä Abi 4 ti-jyGä)

Wasserflächen und Flächen für die Wasser- 

Regelung des Wasserabflusses
(5'j/Li4j BjuGS)

17. Änderung des 
Flächennutzungsplanes 

der Stadt Sankt Augustin

RECHTSGRUNDLAGEN

In dor jo?.oJü aktuoMcn Fassung zürn 
ZcilpunH der Beschlussfassung dos Rates 
über die Fl.ichonntitzungsplanänderung:

Cnugosctfbuch (OauGD) In der
Fassung de» Bukunnlrnochung 
vom 03 11 2011 (BGBl. I S. 3631).

Plonze chcnvcrordnung (PlanzVOO) 
vom 10.12 1090 (BGBl. S. 58)

In der aMiKl’en Fassung zum Zc-'punXi des 
Au>'counn«bcscK*ussn$ des Rains

OounuUurFjsscrcrdnung (OauNVO) 
in d-:r F assung der Belmnn’machung 
vorn 21.11.2017 (0001. S. 3706)

Der Rat hat am  beschlösset», 
dason Pirn (§ 2 AM 1 BauGB) 
cufzustfllcn

SanVI Augusto, den

Büroernwister ......................

Rnlsmi'g'ed

Oer Aulste’ungsboschluss wurde 
nm........ . (MtsübLr h
bekannt gemaehl (5 2 Abn I BauGB)

Stinkt Auguslin, den 02.01.2023

Technischer Beigeordneter

Dio frühze;i',i« ölfcnfchn Unterrichtung 
der OOrgcr und der Behörden crfolglo 
In der Zc I 
vom . t>»

(§ 3 Abs 1 und § 4 Abs 1 IkiuGB)

Sank! August n, den

Technischer Beigeordnete»

Deser Tun hat ml Begründung und 
WDSenl’Zhc-n urnAv.-fltx'zogcnen 
Steikmgnahmon noch Bc-sdduss des 
Rates vom in der Ze t 
vcm b-'s  
öt'on'Jch misge'egnn 
Da Auslegringwurrfn am 
orisüb'ch bc.kflnnt gemacht.
(§3 Abs 2 BauGB) 
SonXt AogusVn, den

TrKl«w'<hvt Bt-guordnaler

Erneute Aus'egung nulgniod von 
Änderungen (§ «In Abs 3 BauGB) 
vom  In der Zc tvom 
. lis............ 
c/ncut öffenk ch nusgdegon 
Do Aus'egung v.urdo In der Zett vorn 

 trö c-dsübLch
beknnnt gemacht (§3 Abs 2 BauGB)

Sank! Augustin,

Tethntschur Bt: graadtHrter
 

D-eser Plan vsuido vom Rai arn 
 basch'osson.

Sankt /KugusVn, den

Bürgomwlstw

RolsnvtgKd

D eser Plan wurde der Bczirksreg^mng 
Ktr'n zur Genohm gung gern Iß
Q C Abs I BauGB om .vcrgckgl.
Zu d.oscm ptan »ctiörl d a Vcdugung 
von» 
AZ - ... .

Köm. den
D.o UozMksa^orur»g
Im Auftrag:

O.o Bexant Kmachutf) der 
Genehm gung durch tf o der Plan In 
Krnfllnlt,ist am........................ edo-gl

(§ 0 Abs. 5 BauGB)

Sankt Augusln.

Bütgormaitior

Dieser Plan wurde Ist djr IMundsp'an

Dieser Plan stimmt m.( dem
Urkundspt.v» und den darauf 
verzeichneten Vermetken überein ’

Sankt Angusfn, den

Tochnlsdia» Be'grxMdnutor

CntAurf und An'etlgung 
Stadl Snnkl AnguMm 
Orr niwgnrmci-.’er

FB Sladlp’.intmg und B.iuordntmo

Sankt A'jgusin, den

Enhsuif: WIWI Scharrrnrh 
Fcrlgung' 6/1CV1 Gonlnitn

Leilungseintfaq

| Der Eintrag wurde JOberpüft ubertrhligl ucrgäiut 
Xgt.ipltii'Ji übernommen
1. nach 1,'essungszahlcn eingetragen

rtCiiq-u«
«-.*»•» C.kv>t<!> » I XSMlti »

■ J.-V- »»itlWJIC-^l.C,»*« .16)

| AM.-Z. 2023090MH | Beartoo!«!: BtoDjnftrns

I Erw.07.lf.S023 i GcpnW SzImMI Ellcrr/h



GasLINE

4

Netzauskunft

PLEdoc GmbH Postfach 12 02 55 45312 Essen

Stadt Sankt Augustin
Stadtverwaltung Sankt Augustin
Gabi Scharmach
Markt 1
53757 Sankt Augustin

Telefon 
E-Mail

0201/36 59 -500
netzauskunft@pledoc.de

erstellt Norbert Brockmanns
Durchwahl 0201/3659-194

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Anfrage an 
18.09.2023 PLEdoc

unser Zeichen Datum
20230905453 08.11.2023

17. Änderung des Flächennutzungspianes und des Bebauungsplanes Nr. 112 
Teilbereich „A“ "Wissenschafts- und Gründerpark" der Stadt Sankt Augustin; 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gern. § 4 Abs. 2 
BauGB

Tabelle der betroffenen Anlagen:

Ifd. 
Nr. Eigentümer Leitungstyp Status Leitungsnr. Blatt Schutzstreifen m Ansprechpartner

1 GasLINE LWL-KSR- 
Anlage in Betrieb GLT_106_004 1,2, 

3,4 2
Maintenance Management 

Center (MMC) 
https://einweisung.mmc-portal.de

Sehr geehrte Damen und Herren,

von der GasLINE GmbH & Co. KG, Straelen, sind wir mit der Wahrnehmung ihrer Interessen 
im Rahmen der Bearbeitung von Fremdplanungsanfragen und öffentlich-rechtlichen Verfahren 
beauftragt. GasLINE ist Eigentumerin eines deutschlandweiten Kabelschutzrohr(KSR)- 
Anlagennetzes mit einliegenden Lichtwellenleiter(LWL)-Kabeln.

Wir haben die zur Einsicht gestellten Entwurfsunterlagen zur 17. Änderung des 
Flächennutzungsplanes und zum Bebauungsplan Nr. 112 von Ihrer Internetseite 
heruntertgeladen und ausgewertet. Innerhalb des Geltungsbereichs des Planverfahrens 
verläuft die eingangs aufgeführte Kabelschutzrohranlage mit einliegenden 
Lichtwellenleiterkabeln (nachfolgend KSR-Anlage genannt) in einem 2 m breiten 
Schutzstreifen (1 m beiderseits der Achse). Wir haben den Verlauf der KSR-Anlage in den 
beiliegenden Planunterlagen des Planverfahrens grafisch übernommen und entsprechend 
beschriftet.

Für eine exakte Übernahme des Verlaufs der KSR-Anlage in die Plangrundlagen, hier 
insbesondere in den Bebauungsplan, überlassen wir Ihnen die betreffenden Bestandspläne.

Gf.ft imhsfiiliH f M.iic Amke

PLLflac; Gmbl I ■ (»ladliDcke/'Sli.iße'10'1 » 'I'mM Ls .<.n
Telefon 0201 / :h> Inlwnvl vr.wv pl’xlo.. <1 •
AinbigetiDhl IssG-n I laii(lDlsfC(|i:.h.,i B 9HM IKlhlMi 1)1 170738'101 

mailto:netzauskunft@pledoc.de
https://einweisung.mmc-portal.de


Die Deckungsangaben in den Längenschnitten beziehen sich auf die Auswertung der 
Bohrprotokolle. Zwischenzeitliche Niveauänderungen wurden nicht nachgetragen.

Die Darstellung der KSR-Anlage ist in den beigefügten Unterlagen nach bestem Wissen 
erfolgt. Gleichwohl ist die Möglichkeit einer Abweichung im Einzelfall nicht ausgeschlossen.

Bei der 17. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 112 ist das Merkblatt der GasLINE GmbH & Co. KG zur Aufstellung 
von Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen zu beachten. In diesem 
Zusammenhang machen wir auf folgendes aufmerksam:

o Wir gehen davon aus, dass der Bestandsschutz der KSR-Anlage gewährleistet ist und 
durch die vorgesehenen Festsetzungen und Ausweisungen des Flächennutzungsplanes 
sich keinerlei Nachteile für den Bestand und den Betrieb der KSR-Anlage sowie keinerlei 
Einschränkungen und Behinderungen bei der Ausübung der für die Sicherheit der 
Versorgung notwendigen Arbeiten, wie Überwachung, Wartung, Reparatur usw. 
ergeben.

o Der Schutzstreifenbereich muss aus sicherheits- und überwachungstechnischen 
Gründen von Bebauungen oder sonstigen Einwirkungen, die den Bestand bzw. den 
Betrieb der Kabelschutzrohranlage beeinträchtigen oder gefährden, freigehalten 
werden.

o Im Endausbau von Zuwegungen darf eine Deckung der Kabelschutzrohranlage von 1,0 
m nicht unterschritten werden.

o Neuanpflanzungen von Bäumen, Hecken und tiefwurzelnden Sträuchern sollten 
grundsätzlich nur außerhalb des Schutzstreifenbereiches erfolgen, um eine gegenseitige 
Beeinträchtigung zu vermeiden.

Wir bitten um Beteiligung am weiteren Verfahren.

Mit freundlichen Grüßen
PLEdoc GmbH im Auftrag der GasLINE GmbH

- Dieses Schreiben ist ohne Unterschrift gültig -

Anlagen
Planunterlagen
Merkblätter

Datenschutzhinweis:

Im Rahmen der Netzauskunft, werden die von Ihnen angegebenen personenbezogenen Daten zum Zweck der Bearbeitung 
Ihres Anliegens und zur Kontaktaufnahme mit Ihnen verarbeitet. Rechtsgrundlage der Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. c 
DSGVO. Die Aufbewahrungs- bzw. Löschungsfrist beträgt 10 Jahre, sofern nicht bei einer von uns jährlich durchgeführten 
Überprüfung ein Zweckfortfall der Aufbewahrung festgestellt wird.
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Sie haben das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung oder Einschränkung und Übertragbarkeit der Sie betreffenden 
personenbezogenen Daten. Zudem haben Sie das Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten.
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□asLINE

GasLINE
Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher
Gasversorgungsunternehmen mbH & Co. KG

Merkblatt
Berücksichtigung von unterirdischen Kabelschutzrohranlagen mit einliegenden 
Lichtwellenleiterkabeln bei der Aufstellung von Flächennutzungsplänen und 
Bebauungsplänen

Allgemeines

Kabelschutzrohr (KSR)-anlagen mit einliegenden 
Lichtwellenleiter(LWL)-kabeln werden von 
Telekommunikationsgesellschaften zur Errichtung und 
zum Betrieb von 
Telekommunikationsübertragungswegen benutzt.

Die Erdüberdeckung der KSR-Anlage beträgt in der 
Regel mindestens 1 m, bei Bohrungen größtenteils 
erheblich mehr, im Bereich von befestigten Flächen 
ca. 60 cm bis 80 cm. In Einzelfällen kann die aktuelle 
Deckung aus verschiedenen Gründen auch geringer 
oder größer sein. Dies gilt selbst dann, wenn im 
Stempel des Bestandsplanes eine Regelverlegetiefe 
von 1,0 m angegeben ist.

Die KSR-Anlagen mit ihren innenliegenden LWL- 
Kabeln sind überwiegend entlang von Versorgungs­
leitungen unter Nutzung der gesetzlichen 
Bestimmungen der §§ 68, 69, 76 TKG verlegt. Die 
Versorgungsleitungen sind grundsätzlich durch 
beschränkte persönliche Dienstbarkeiten der 
§§ 1090 ff. BGB oder Gestattungsverträge gesichert.

Sogenannte Solotrassen sind i.d.R. ebenfalls durch 
beschränkte persönliche Dienstbarkeiten oder 
Gestattungsverträge mit einem Schutzstreifen von in 
der Regel 1 m bis 2 m Breite gesichert.

Im beiderseitigen Interesse sind wir bzw. der 
Technische Verwalter* der GasLINE bereits bei der 
Planung über alle Maßnahmen und Vorhaben im 
Bereich des Schutzstreifens zu unterrichten, damit 
erforderliche Schutzmaßnahmen rechtzeitig vereinbart 
werden können.

Berühren die Flächennutzungs- und Bebauungs­
pläne oder die sich hieraus ergebenden Folge­
maßnahmen den Schutzstreifen, so sind zur Ver­
meidung unzulässiger Einwirkungen folgende 
Punkte zu beachten:

1. Wir empfehlen, die KSR-Anlage mit 
Schutzstreifen nach § 5 Abs. 4 bzw. § 9 Abs. 6 
BauGB nachrichtlich in die Bauleitpläne zu 
übernehmen oder sonst an geeigneter Stelle zu 
beschreiben und zeichnerisch darzustellen.

Lagepläne werden bei Bedarf zur Verfügung 
gestellt oder die KSR-Anlage(n) von der PLEdoc 
GmbH, in eine Kopie des Flächennutzungsplanes 
bzw. Bebauungsplanes nachrichtlich 
übernommen.

2. Nicht zulässig sind innerhalb des 
Schutzstreifens zum Beispiel:

die Errichtung von Gebäuden aller Art 
die Einleitung von Oberflächenwasser / 
aggressiver Abwässer,
sonstige Einwirkungen, die den Bestand oder 
den Betrieb der Leitung gefährden oder 
beeinträchtigen.



Nur mit unserer besonderen Zustimmung und Einhaltung 
unserer Auflagen sind statthaft
- die Freilegung unserer KSR-Anlage,
- Niveauänderung im Schutzstreifen,
- der Neubau von kreuzenden oder parallel führenden 

Straßen, Wegen, Kanälen, Rohrleitungen, Kabeln, 
Freileitungen und Gleisanlagen sowie

- die Durchführung sonstiger Baumaßnahmen, sofern eine 
Leitungsbeeinflussung nicht ausgeschlossen werden 
kann.

3. Der Schutzstreifen kann landwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzt werden. Anpflanzungen von Bäumen 
und tiefwurzelnden Sträuchern, insbesondere bei 
Ausgleichsmaßnahmen im Rahmen der Kompensation, 
sind zum Schutz der KSR-Anlage grundsätzlich außerhalb 
des Schutzstreifens zu planen.

Bauausführung

Rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten muss der Unternehmer 
der GasLINE bzw. dem Technischen Verwalter der 
GasLINE den bevorstehenden Arbeitsbeginn anzeigen und 
einen Termin zur vorherigen Ortseinweisung vereinbaren.

GasLINE

GasLINE
Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher
Gasversorgungsunternehmen mbH & Co. KG

Zuständigkeitsbereich der
GasLINE CP Customer Projects GmbH Paesmühle
Paesmühlenweg 8-12
47638 Straelen

Phone: + 49 2834 7032-0
Fax: +49 2834 7032-1747

www.gasline.de

Stand Januar 2010

http://www.gasline.de
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Merkblatt zur Dokumentation
Allgemein

GasLINE zählt zu den fühlenden LWL-Infrastrukturan- 
bietern in Deutschland. Das deutschlandweite Glasfa­
sernetz der GasLINE ist die ideale Plattform für eine zu­
kunftssichere Breitbandversorgung.

Auf einen Blick
• Über 32.000 km Lichtwellenleiter (LWL)-Netz

o Weitere 3.000 km im Ausbau bis 2024

Details
« Metallfreie und längswasserdichte Kabel gern. 

DIN VDE-Bestimmungen 0888 (DIN EN 60794 
und 60793)

o Kabel mit überwiegend 144 Fasern
□ Kabeltyp: Standard Single-Mode Faser 

(SSMF), nach ITU-T Empfehlung G.652, dis­
persionsverschobene Fasern (NZDSF), nach 
ITU-T Empfehlung G.655

o Einzelfasermanagement in Abzweig- und Ver­
bindungsmuffen sowie in den Kabelendeinrich­
tungen

° Steckerverbindungen: E 2000® HRL; Single- 
Mode 8° APO

o Kabelschutzrohre aus hochwertigem PEHD mit 
den Abmaßen 50 x 4,6 mm

Dokurrientation von Kabelschutzrohranlagen 
mit einliegenden Lichtwellenleiterkabeln (KSR) 
in den Bestandsplänen

Die Erdüberdeckung der KSR-Anlage beträgt in der Re­
gel mindestens 1 m, bei Bohrungen größtenteils erheb­
lich mehr, im Bereich von befestigten Flächen ca. 60 cm 
bis 80 cm. In Einzelfällen kann die aktuelle Deckung aus 
verschiedenen Gründen auch geringer oder größer sein. 
Dies gilt selbst dann, wenn im Stempel des Bestandspla­
nes eine Regelverlegetiefe von 1,0 m angegeben ist.

Trassenabschnitte, die In grabenloser Verlegung ausge­
führt wurden, sind als Sonderzeichnung auf dem Be­
standsplan mit zugehörigem Längenschnitt (Bohrprofil) 
berücksichtigt oder als Sonderplan beigefügt. Die Hö­
henangaben der Kabelschutzrohranlagen im Bohrprofil 
beziehen sich auf die Auswertungen eines Bohrproto­
kolls.

Dokumentation von KSR in Trassierungsplänen

Trassierungspläne werden herausgegeben, wenn die 
Trasse noch nicht gebaut ist oder Bestandspläne nach 
Fertigstellung der Trasse noch nicht vorliegen. Im letzte­
ren Fall können aufgrund örtlicher Gegebenheiten Ab­
weichungen zwischen der auf den Trassierunasolänen 
dargestellten Verlegetrasse und der tatsächlichen Lage 
der KSR-Anlage vorliegen.

Herausgabe digitaler Daten

GasLINE gibt i.d.R. keine digitalen Daten an Dritte her­
aus.

Mithilfe der TS-Punkte (Koordinaten) ist eine sehr prä­
zise Übernahme der LWL-Trasse in GAD-Systeme mög­
lich. In Ausnahmefällen sind die TS-Punkte in den Be­
standsplänen des GasLINE jedoch nicht angegeben.

Übersichtskarte

© NavLog/GeoBasis-DE / BKG 2020 / geoGLIS OHG (p) 
by Intergraph/HexagonSI
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17. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES

DER STADT SANKT AUGUSTIN

  

alte Darstellung

neue Darstellung

Zeichenerklärung Darstellung des FNP
Art der baulichen Nutzung

|<J & H; 214 1U4 Z.Ü)

Flächen für den Geineinbedarf
Flächen für Sport- und Spielanlagen
(§5At»2l*2 ßjuGü)

Verkehrsflächen - örtliche Hauptverkehrszilge
eitT-S)

I SsiV-vcKjwt’jwr»

Flächen für die Abwasserbeseitignug
($5 AU 21.*' 4 Pj-XjE)

Grünflächen
t$5AU2Ur$ RsuCO)

Flächen für die Landwirtschaft und für Wald
($5AU7I»D PmjGR)

Flächen für Maßnahmen zum Schutz zur Pllege u. 
zur Entwicklung von Boden, Natur u. Landschaft 
(',5Ati2|J 10 BjuUB,

Nachrichtliche übernahmen
(5 5 AM 4 unj ÄJ es-XBJ

Flächen für den überörtlichen Verkehr und für

die örtlichen Hauptverkehrszüge
«&AU 4 bjX-Ü)

Wasserflächen und Flächen für die Wasser- 
Regelung des Wasserabflusses

Erncuto Auilcquno nulontivj von 
Ärxlcnuvgen (§ 4a Atu 3DauG0) 
vorn.........n der Zc4 vom
.........Ws......... 
erneut ölfcntW» ausgcArrjcn
Dto Aus'ro'infl v.iirdo <n tief Zrrt vom

.. bis ... .ortsüb'xh
Uf'uinnt yonwUiL (9 3 Atn. 2 BauGO)

SanVl AugusVn.

rcdicust'ei BcgeuiJiK-lLr

O.eser PUn v.u(do vorn Pal am
. ........  btscMssscn.

Sankt AugvsVn. den

Büryernwbtcr

RoUmtcfcd

17. Änderung de» 
Hächennutzungsplanes 

der Stadl Snnht Augustin

RECHTSGHUNOLAGEN

In dor jowoüs aktuollan Faltung rinn 
Zcitpunlt der Bctth'u.sfassung de» Rotes 
über di« Fl.ichonnutzungsp'anJnderurvj’

U.iiiguiutzbiKli (BuuGtl) In der
Fussung der Bekanntmachung
vom 03 11 201J (BGBl. I S 36.34)

Phrize'clwnverordnuno (PLirvVDO) 
vom 11). 12. IUUO (BGtll. S. 56)

In der oMuefen Fassung zum Zeitpunkt des 
AusJc-gunasbewh'uv.ns des Rates

Oou'vjUuoj.vcru.d.Aif^j (BjuNVO) 
in ttci Fassung dar Bekannlmachung 
u>m 21.11.2017 (OGBL.& 3706)

Der Rat Int am bcschtosscn, 
diesen PI(§ 2 Abv 1 ümKJO) 
nufzuslafttn.

Sankt August'n. den

Büroermeltter

r»i*

RnbnV-o'ed............................

Der Aufstetiungsboschluss v.urde 
nm............... nrtsüWcb
bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1 OmiGtJ)

Sankt Augustin, den 02.01 2023

Tcchn'scher Beigeordneter

Dia fruhze-t-je 6‘fenr ehe Unterrkht-jng 
der ObrQer und der Oclthtdcn wfv!g*o 
in der Zot 
vorn Ws . . ..

(§ 3 Abs 1 und § 4 Abs 1 BauGB)

Sankt Augustin, den

TccFnl scher De'gcordnolcr

Dieser Plan hat ml DegnJodung und 
wcsenGchen urrTAxfltxszogonen 
Stctwngnahmcn nach Beschluss des 
Rates vom  In dar ZrM 
vom — Ws  
hftonVth ausoelegari 
O>» Au d.’rji mg SMirdo nm 
ortsüb'idi bekannt gamnchl.
(§3 Abs ZBiuGü) 
Snnkl Augustin, den

Tcchnisrtier Bnguurdnoler

D.vM-r Pion wurde der BezirksrcgcrurMj 
Kö'n zur Gcn'Jim'gung gem.35 
§ 0 Ab. I BauGB nm........... vorgc’cgl.
Zu dosem Plan gehört d'o Verfügung 
vom  
AZ •

Körn, den
Do Oozirkvcgkru<y]
Im Auftrag

Do Bok.irvrtmacruxxj der 
Genohm'gung durch do dar Plan In 
Kmltrill. Ist nm....... ...............rrfc/Qt 

(60 Aba. 5 BauGB)

Sankt Augu stai.

Bürgormr.ittcr

Dieser PI .an wurde ist der Urkundspton

Dieser Plan stimml tn t dem 
Urkurvhplan und den darauf 
wrzelrlwwlcn Vermerken Oberntn.'

Sankt AiiguMrfi, den

Tcciirtscher Be^c-oalnotür

Cntmirf und Anfett guog 
Stadl Snnkl Augusto 

Dor Bürgormelstor
FB Slatlfp'.uving und Baun/tlnung

Sankt Augusto, den

Entwurf: 0/10/1 Scharmach
Feri^liing' 6/l(V1 Gonburn

Leitunqseinfraq
d

hii ■■■;.. .. ............... ii !’<. j ■ • .
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KREIS
DER LANDRAT

Rhein-Sieg-Kreis Der Landrat Postfach 1551 i 53705 Siegburg

Stadt Sankt Augustin
Fachdienst Planung und Liegenschaften
Markt 1

53757 Sankt Augustin

Referat Wirtschaftsförderung und 
Strategische Kreisentwicklung 
-01.3-
Mühlenstraße 51
53721 Siegburg

Herr Gänsen
Zimmer 5.21
Telefon 02241 13-2324
Telefax 02241 13-3116
robert.gansen@rhein-sieg-kreis.de

Datum und Zeichen Ihres Schreibens 
18.09.2023

Mein Zeichen Datum
01.3-Ga 14.11.2023

Stadt Sankt Augustin
17. Änderung des Flächennutzungsplans und
Bebauungsplan Nr. 112 „Wissenschafts- und Gründerpark"-Teilbereich A 
Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

zur 17. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie zur Aufstellung des 

Bebauungsplans Nr. 112 wird wie folgt Stellung genommen:

Natur-, Landschafts- und Artenschutz

Im Vorentwurf des Neuaufstellungsverfahrens des Landschaftsplans 7 (LP7) ist die im 
Nordwesten des Plangebietes, nördlich des Wirtschaftsweges, liegende Fläche mit der 
Festsetzung LSG dargestellt. Es ist vorgesehen, diese Fläche mit der wasserbaulichen 
Anlage im Entwurf des Landschaftsplanes nicht als LSG darzustellen. Der aktuelle 
Regionalplan stellt für diesen Teil des nördlichen Plangebietes allgemeine Freiraum­
und Agrarbereiche und einen regionalen Grünzug dar. Auch im Planungskonzept zur 
Neuaufstellung des Regionalplanes wird diese Darstellung prinzipiell beibehalten, 
wenn auch mit leicht geänderter Abgrenzung.

In der Begründung zum Bebauungsplan sowie im landschaftspflegerischen Begleitplan 
(LPB) sollte diese Information ergänzt werden. Dort ist beschrieben, dass das 
Plangebiet dem allgemeinen Siedlungsbereich zuzuordnen sei.

In der Begründung sollte auch die Information ergänzt werden, dass dieses Teilgebiet 
der Planungsfläche im aktuellen FNP als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt ist. 
Im LPB ist diese Information enthalten.

Kreissparkasse Köln

IBAN DE94 3705 0299 0001 0077 15
SWIFT-BIC COKSDE33

Postbank Köln
IBAN DE66 3701 0050 0003 8185 00
SWIFT-BIC PBNKDEFF

USt-IdNr. DE123 102 775 1

Steuer-Nr. 220/5769/0451

mailto:robert.gansen@rhein-sieg-kreis.de


Landschaftspflegerischer Begleitplan (LPB)
Der Bebauungsplanentwurf setzt eine Grundflächenzahl von 0,6 (bzw. 0,8 im Bereich 
der Mobilitätsstation) fest. Die Lage der Gebäude und der Umfang der zukünftigen 
Gebäude liegt bisher aufgrund des Angebotscharakters des Bebauungsplanes nicht 
fest. Die Pläne 2 (Biotoptypen Planung) und 3a (Maßnahmenplan) des LPB grenzen 
dagegen bereits Flächenkubaturen der Gebäude aus einem städtebaulichen Entwurf 
ab, die die Grundlage für die Berechnung des Ausgleichsbedarfs ist. Da diese Flächen­
kubaturen nicht im Bebauungsplanentwurf festgelegt sind, sind die jeweiligen 
Flächenanteile der zukünftigen Biotoptypen HM51 (Rasen- und Zierpflanzenrabatten), 
HY1 (versiegelte Flächen) und HN/DC/EA1 (Gebäude mit Dachbegrünung) in den 
einzelnen Baufeldern nicht nachvollziehbar. Bei der Berechnung des Ausgleichsbedarfs 
ist von einer maximalen Ausnutzung der Planungsmöglichkeiten auszugehen.

Artenschutzprüfung
In der Artenschutzprüfung (ASP) wird die Fläche der Schwarzbrache im Nordwesten 
des Plangebietes als geeigneter Brutstandort des Kiebitzes dargestellt. Im Jahr 2021 
wurde eine Brut des Kiebitzes in ca. 100 m von dem zukünftigen Baufeld registriert. 
Auch in den Jahren 2019 und 2020 wurde auf der Fläche eine Brut oder ein Brut­
verdacht registriert. Unter Berücksichtigung, dass der Kiebitz hohe, geschlossene 
Vertikalkulissen in der Nähe bis mind. 100 m meidet und dass die geplante Gebäude­
kulisse It. Festsetzung des Bebauungsplanes bis zu 21 m Höhe erreichen kann, ist von 
einer Störwirkung der Gebäudekulisse auszugehen. Die geplante Bebauung der 
Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes, die derzeit im Vertragsnaturschutz 
bewirtschaftet werden und vom Kiebitz zur Nahrungssuche aufgesucht werden, 
tragen ebenfalls zu einer Einschränkung des Lebensraumes bei. Insoweit ist davon 
auszugehen, dass die geplante Bebauung möglicherweise zu einem Verlust eines 
Brutrevieres des Kiebitzes führen wird. Dementsprechend sind für den „warst cose“ 
CEF-Maßnahmen vorzusehen. Da sich die Art und Qualität der CEF-Miaßnahmen der 
Feldlerche und die des Kiebitzes inhaltlich überschneiden und auch die vorgesehenen 
CEF-Maßnahme CEF 8 (Nahrungsflächen für den Bluthänfling und die Goldammer) für 
den Kiebitz als geeignete Ausgleichsmaßnahmen erscheint, wird von hier nicht 
gesehen, dass das Erfordernis für zusätzliche CEF-Maßnahmen für den Kiebitz besteht. 
Die geplanten CEF-Maßnahmen 7 (5.051 m2) und 8 (5.694 m2) können multifunktional 
für die Arten der offenen Feldflur genutzt werden. Die Fläche der CEF 8 -Maßnahme 
liegt zwar nah am Siedlungsrand, zeigt aber in der Kartierung zur ASP bereits das 
Vorkommen von adulten und juvenilen Kiebitzen, so dass von einer Wirksamkeit von 
Maßnahmen an dieser Stelle auszugehen ist.

Um die Wirksamkeit der Artenschutzmaßnahmen zu verbessern, wäre es zielführend, 
ein Prädatorenmanagement durch die Bejagung von Krähe und Fuchs durchzuführen.

Für den Bluthänfling sind CEF-Maßnahmen für den Verlust von drei Fortpflanzungs­
und Ruhestätten vorgesehen. Die Maßnahme CEF 5 erscheint hierfür nicht zielführend 
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geplant. Das ideale Bruthabitat des Bluthänflings liegt in offenen, mit Hecken oder 
Sträuchern bewachsenen Flächen mit einer samentragenden Krautschicht. Die Lage 
der geplanten Heckenstruktur angrenzend an den Robinienwaid erfüllt diese Funktion 
nicht. Es wird empfohlen, die Hecke in die offene Landschaft zu pflanzen, möglicher­
weise an den östlichen Rand der CEF5-Fläche.

Dies würde auch den Ansprüchen der Goldammer als typischer Bewohner von 
Saumbiotopen (mit dem notwendigen Ausgleich von fünf Brutrevieren) gerecht 
werden.

Es wird begrüßt, dass für die CEF-Maßnahmen 1 und 2 eine Einzäunung vorgesehen 
wird, um eine mögliche Störung der störungsempfindlichen Tiere auf der Fläche durch 
Hunde und Spaziergänger zu vermeiden. Eine Störung durch Katzen sollte hierbei 
ebenfalls vermieden werden, mit deren Vorkommen aufgrund der Siedlungsnähe zu 
rechnen ist. Bei den weiteren CEF-Maßnahmen ist keine Einzäunung vorgesehen. Die 
Maßnahmenflächen liegen allerdings auch größtenteils siedlungsnah und entlang von 
(Wirtschafts-) Wegen, so dass eine Begehung/Störung durch Erholungssuchende, 
Hunde und Katzen zu befürchten ist. Dies könnte zu einer Einschränkung ihrer 
Funktion führen. Über eine regelmäßige Überwachung durch fachlich qualifiziertes 
Personal ist sicherzustellen, dass die Funktionserfüllung des artenschutzrechtlichen 
Ausgleichs auf Dauer gegeben ist. Sollte sich herausstellen, dass die Flächen aufgrund 
einer ungeregelten Nutzung ihre Funktion als CEF-Maßnahme nicht erfüllen können, 
sollte eine Einzäunung vorgesehen werden.

In diesem Zusammenhang wird das Anlegen einer Hundewiese in der Umgebung 
angeregt, um die Störung empfindlicher Arten in der freien Landschaft zu mindern 
und zur Funktionsfähigkeit der CEF-Maßnahmen beizutragen.

Bei der Maßnahme CEF 6 wird empfohlen, die Hecke entlang des Weges im Osten der 
Fläche anzulegen, um die Begehung der Fläche von dem Weg aus zu vermeiden.

In der ASP wurde festgestellt, dass durch die Planung zahlreiche Brutreviere von 
geschützten Vögeln verloren gehen. Für Feldlerche, Bluthänfling und Goldammer 
werden CEF-Maßnahmen eingeplant. Für den Verlust von zwei Brutrevieren der 
Klappergrasmücke und einem Revier der Bachstelze (beide Arten auf der Vorwarnlist 
in der Niederrheinischen Bucht) werden keine Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen. 
Abweichend von der Aussage in der Artenschutzprüfung wird von hier nicht gesehen, 
dass bei einem Verlust der Brutstätten im Baufeld die ökologische Funktion in der 
Umgebung erfüllt werden kann. Die Kartierung zeigt, dass die wenigen Strukturen in 
der intensiv genutzten Agrarlandschaft bereits von Brutvögeln besetzt sind. Hier wird 
ein zusätzlicher Ausgleichsbedarf als CEF-Maßnahme gesehen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die CEF-Maßnahmen zeitlich so durchgeführt 
werden müssen, dass die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten nachweisbar oder mit einer hohen, objektiv belegbaren Wahrscheinlich­
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keit erfüllt wird, bevor die Maßnahmen im Baufeld zu einer Beseitigung der vorhan­
denen Strukturen führen. Bei der Anlage von Hecken ist mit einer Entwicklungszeit 
von mindestens 2 bis 3 Jahren zu rechnen.

In der Artenschutzprüfung ist die Erfassung der Amphibien und Reptilien an insgesamt 
11 Terminen von Februar bis Oktober, jeweils über ca. 4 Stunden und mit der 
jeweiligen Methodik der Erfassung dokumentiert. Die Daten über das Wetter und die 
Uhrzeit der jeweiligen Begehung sollten ergänzt werden, um den korrekten Ablauf der 
Kartierung beurteilen zu können und der Datendokumentation gemäß Methoden­
handbuch Artenschutzprüfung gerecht zu werden.

Um ihre Funktion voll erfüllen zu können, soll die Anlage der Amphibiengewässer (CEF 
9) innerhalb der Fläche CEF 5 so erfolgen, dass die Gewässer voller Besonnung 
ausgesetzt sind und sich auch zukünftig nicht im Schatten der größer werdenden 
Gehölze befinden.

Die Anlage der Amphibienleiteinrichtung, wie in der ASP beschrieben, sollte möglichst 
frühzeitig funktionsfähig errichtet werden. In den nördlich des Plangebietes liegenden 
Gewässern, die im Frühjahr 2023 angelegt wurden, fand bereits eine Reproduktion 
von Amphibien statt. Um eine Einwanderung von Tieren in das Plangebiet zu 
verhindern, wird empfohlen den Schutzzaun vor der Abwanderung der Amphibien aus 
den Gewässern im Frühjahr/Frühsommer 2024 funktionsfähig zu errichten, um ein 
Einwandern von Amphibien in das zukünftige Baufeld zu verhindern. Die Amphibien­
leiteinrichtung muss jedenfalls während der Bauzeit funktionsfähig errichtet sein. Die 
Notwendigkeit einer dauerhaften Installierung der Leiteinrichtung wird vorerst nicht 
zwingend gesehen. Die Einrichtung einer (temporären) Amphibienleiteinrichtung 
würde im Verlauf der Jahre ein Monitoring ermöglichen, in dessen Verlauf bewertet 
werden könnte, ob eine dauerhafte Einrichtung notwendig ist. Bei der Planung von 
Maßnahmen für die Erhaltung und Verbesserung der örtlichen Populationen der 
Amphibien wird die Anlage von Laichgewässern und Landlebensräumen als vorrangig 
zielführende Maßnahmen gesehen.

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der Errichtung einer Amphibienleit- 
einrichtung nicht um eine CEF-Maßnahme handelt. Vielmehr ist sie eine 
Vermeidungsmaßnahme.

Aufgrund der Nähe von Amphibiengewässern ist auch jetzt schon mit adulten 
Amphibien im Plangebiet zu rechnen. Das gründliche Absammeln von Individuen vor 
Baubeginn und in der Bauphase durch herpetologisch geschultes Personal ist 
sicherzustellen. Die Konstruktion der Leiteinrichtung sollte im „Einbahnsystem" 
vorgesehen werden, so dass nur eine Wanderung von Süden nach Norden möglich ist. 
Die Umsiedelung von den im Baufeld möglicherweise aufgefundenen Amphibien sollte 
in den Bereich der CEF 5 erfolgen.
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Anpassung an den Klimawandel (Starkregen)

Der Planbereich ist in der Starkregenhinweiskarte NRW, www.geoportal.de (Stand 
19.10.2023) teilweise als durch Starkregenüberflutungen gefährdeter Bereich 
ausgewiesen.

Auf die Berücksichtigung dieser Betroffenheit und Notwendigkeit der Anpassung an 
der Planung wird bereits im wasserwirtschaftlichen Konzept verwiesen.

Trinkwasserschutz / Wasserschutzgebiet

Es wird besonders auf den gesamten § 4 (Schutz der Zone III B) der Wasserschutz­
gebietsverordnung Meindorf verwiesen.

In der textliche Festsetzung ///. Nachrichtliche Übernahmen, Punkt 1. Wasserschutz­

gebietsverordnung wird durch die unvollständige Nennung von Genehmigungstat­
beständen unter Punkt 1.2 der Eindruck erweckt, dass nur der „Ausbau der Straßen, 
Wege und Parkplätze sowie für die Errichtung der Abwasserleitung (Anbindung an das 
bestehende Ver- und Entsorgungsnetz) genehmigungspflichtig wären".

Gemäß § 4 Abs. 1 Ziff. 4. der WSG Meindorf sind z.B. „Erdaufschlüsse, ausgenommen 
Maßnahmen von weniger als 10 qm Grundfläche oder 1 m Tiefe, Baugruben, 
Schürfgräben von weniger als 3 m Tiefe;" genehmigungspflichtig. Dies würde u.a. für 
die in der textlichen Fassung beschriebene Maßnahme CEF 9 gelten. Daher sollten 
auch die Erdaufschlüsse erwähnt werden.

Unter ///. Nachrichtliche Übernahmen in Punkt 1.1 sollte daher der Satz „Alle 

genehmigungspflichtigen Tatbestände und Verbote der Wasserschutzgebiets­
verordnung Meindorf im unteren Sieggebiet sind grundsätzlich zu beachten." 
aufgenommen werden.

Hinweis bezüglich Ansiedlung des DLR mit Versuchshalle

Da aus den Unterlagen nicht ersichtlich ist, mit welchen Stoffen umgegangen wird 
bzw. in der Versuchshalle experimentiert wird, wird besonders auch auf die unter § 4 
Abs. 2 der WSG Meindorf genannten Verbotstatbestände hingewiesen, u.a. unter Ziff.
2. „das Erstellen oder Ändern gewerblicher oder vergleichbarer Betriebe oder 

Einrichtungen mit Verwendung, Ausstoß oder Anfall wassergefährdender Stoffe, wenn 
diese Stoffe nicht verarbeitet oder gemeinsam fortgeleitet oder in einer zentralen 
Abwasserbehandlungsanlage behandelt werden, ausgenommen Änderungen, die den 

Gewässerschutz verbessern" sowie auf den § 4 Abs. 2 Ziff. 4 u. 10 - 12 der WSG 
Meindorf.

Schmutz / Niederschlagswasserbeseitägung

Im Beteiligungsverfahren wurde ein wasserwirtschaftliches Konzept vorgelegt. In 
diesem werden technische Anlagen benannt, die der Entwässerung dienen sollen. Die 
Berechnung der Anlagen erfolgte aufgrund von Annahmen, da die genauen
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Bauausführungen nicht bekannt sind. Zudem werden verschiedene Entwässerungs­
varianten dargestellt.

Für die Beseitigung des anfallenden Niederschlagswassers der versiegelten Flächen ist 
eine wasserrechtliche Erlaubnis nach §§ 8 und 57 Wasserhaushaltsgesetz erforderlich. 
Diese ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahren frühzeitig zu beantragen. Eine 
Detailprüfung der Niederschlagsentwässertrng wird erst im Rahmen des Erlaubnis­
antrages durchgeführt.

Verkehrssicherung / -Senkung

Im östlichen Bereich des Bebauungsplans ist eine Fläche mit besonderer Zweck­
bestimmung „Geh- und Radweg" dargestellt.

Dieser geplante Geh- und Radweg schließt laut Bebauungsplan an eine Grünfläche an. 
In der Grünfläche ist eine Wegeverbindung dargestellt, die nicht näher beschriftet ist, 
jedoch in der Planzeichnung eindeutig eine öffentliche Grünfläche darsteiit.

Im Bestand handelt es sich bei dieser Wegeverbindung um einen Geh- und Radweg, 
der zum einen asphaltiert ist und zum anderen eine überregionale Bedeutung für den 
Radverkehr hat.

Die nicht unerhebliche Breite der Wegeverbindung von ca. 2,50-2,60 m, Bedeutung 
für den Radverkehr und folglich starke Nutzung der Verbindung sowie die 
Beschaffenheit der Oberfläche (Asphalt) widersprechen der Darstellung als öffentliche 
Grünfläche im Bebauungsplan.

Es wird daher gebeten, die tatsächliche Nutzung im Bebauungsplan als Geh- und 
Radweg darzustellen. Dieser Aussage schließen sich ebenfalls das Amt für Umwelt- 
und Naturschutz sowie die Stabsstelle Verkehr und Mobilität des Rhein-Sieg-Kreises 
an.

Kreisstraßenbau und Gebäudewirtschaft

Aus dem Bebauungsplanentwurf ist zu entnehmen, dass es einen gemeinsamen 
Streckenabschnitt an der Nord-West-Seite des Bebauungsplangeltungsbereiches und 
dem kreiseigenen Grundstück Gemarkung Siegburg-Mülldorf, Flur 1, Flurstück 7155 
(derzeitige Nutzung mit der Heinrich-Hanselmann-Schule) gibt.

Eine Flächeninanspruchnahme/Überplanung auf dem vorgenannten kreiseigenen 

Grundstück findet nicht statt.

Somit bestehen gegen die 17. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie den 
Bebauungsplan Nr. 112, Teilbereich A seitens der Gebäudewirtschaft und der 
Stabsstelle 4-11 (Kreisstraßenbau) des Rhein-Sieg-Kreises keine Bedenken.
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Verkehr und Mobilität

Redaktionelle Anmerkungen zu Kapitel 5.3 Umweltverbund der Begründung zum 
Bebauungsplan (Stand: 27. Juni 2023):

Da sich abzeichnet, dass der 5-Minuten-Takt komplett als Linie 66 läuft, sollten die 
Aussagen entsprechend angepasst werden.

Im Folgenden ein Formulierungsvorschlag (Änderungen Fett formatiert):

- 5.3 Umweltverbund
Mit dem öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) ist das Plangebiet an der 

Bushaltestelle „Sankt Augustin Freibad", die auf Höhe des Kreisverkehrsplatzes 
liegt, über die Buslinie 508 (Sankt Augustin Zentrum - Troisdorf Bf - Spich Bf) von 
montags bis freitags vom Betriebsbeginn bis ca. 19:30 Uhr in einem 20 min- Takt zu 
erreichen. An Samstagen verkehrt die Linie 508 von Betriebsbeginn bis ca. 10:30 
Uhr im 30 min- Takt und danach bis ca. 19:30 im 20 min- Takt. An Sonntagen sowie 
abends nach 19:30 Uhr an allen Tagen gilt generell der 30 min-Takt. An den 
Haltestellen Zentrum und Kloster, die zu Fuß oder mit dem Fahrrad erreichbar sind, 
verkehrt die Stadtbahnlinie 66 werktags über (ca. 6-21 Uhr) im 10 min- Regeltakt.
Ab Dezember 2026 verkehrt auch die Linie 6-7-(derzeit: 2 Fahrten je Richtung und 
Schultag} wird das Angebot nach Bonn und Siegburg mindestens in den 
Hauptverkehrszeiten auf einen 5-IVIinuten-Takt verdichtet, im 10 min-Regeltakt, 
so dass dann nach Bonn und-Siegburg ein 5 min-Regeltakt besteht. [...]

Wirtschaftsförderung

Das von der Stadt Sankt Augustin beabsichtigte Parallelverfahren zur 17. Änderung 

des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 112 Teilbereich A 
„Wissenschafts- und Gründerpark" wird vom Fachbereich Wirtschaft im vollen 
Umfang befürwortet. Es trägt einer fokussierten Entwicklung der Stadt Sankt Augustin 
gern, dem bestehenden Leitbild zur „Wissensstadt Plus" Rechnung. Mit der durch das 
Planungsvorhaben verbundenen Ansiedlung und zukünftigen Standortsicherung der 
zwei DLR-Institute zum Schutz terrestrischer Infrastrukturen und für die Sicherheit der 
Künstlichen Intelligenz wird ein entscheidender Beitrag zur Sicherung des Standort­
vorteils des Rhein-Sieg-Kreises als Wissenschafts- und Forschungsregion geleistet.

Klimaschutz

Als ergänzende Maßnahme zur Reduzierung der Hitzebelastung wird die Festsetzung 
von hellen Materialien, beispielsweise helles Pflaster, für versiegelte Fuß- und 
Radwege sowie sonstige Wege angeregt.

Flächen für Photovoltaikanlagen

Nach dem Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung 2018, das erste Regelungen 

zum Thema Solarpflicht einführte wird nun mit dem am 26.10.2023 verabschiedeten 
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zweiten Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung NRW eine grundsätzliche 

Verpflichtung zur Installation und dem Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von Strom 
aus solarer Strahlungsenergie auf geeigneten Dachflächen in Nordrhein-Westfalen 
etabliert. Das Gesetz tritt zum 01.01.2024 in Kraft. Bei der Installation der Anlagen zur 
Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie ist danach jeweils das technisch­
wirtschaftliche Optimum der Dachflächen auszuschöpfen. Für Nichtwohngebäude gilt 
die Verpflichtung ab dem 1. Januar 2024, für Wohngebäude ab dem 1. Januar 2025.

Das Gesetz regelt zudem die Zulässigkeit von Wärmepumpen in Abstandsflächen.

Wenn Kommunen, beispielsweise in Bebauungsplänen oder anderen Satzungen, 
abweichende Festlegungen über die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur 
Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie getroffen haben, sind diese 
maßgeblich. Beschränkungen der in der Landesbauordnung geregelten 
Verpflichtungen müssen jedoch städtebaulich begründet werden.

Es wird angeregt die textlichen Festsetzungen sowie die Begründung dahingehend zu 
prüfen.

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag

R. Gänsen
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